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Vergabestelle 
 

Niedersächsische Landesbehörde für Ort: Lingen 

Straßenbau und Verkehr – Gb Lingen Datum: 20.10.2026 

Lucaskamp 9 Telefon: (0591) 8007-171 

49809 Lingen (Ems) Fax: (0591) 8007-145 

      E-Mail: holger.buschen@nlstbv.niedersachsen.de 

 Az.-Nr.: 2214/31412-B70-P231330-A325990 

        Ablauf der Einreichungsfrist: 

       Datum: 05.11.2026 Uhrzeit: 11:00 

       Ort: Niedersächsische Landesbehörde für 

        Straßenbau und Verkehr- GB Lingen 

        Lucaskamp 9 

        49809 Lingen (Ems) 

  Raum:       

 

Aufforderung zur Angebotsabgabe/Verhandlung 
 
Bezeichnung der Leistung: 
 

Projekt: B70 – Grunderneuerung OU Lingen Laxten - Damaschke 

Leistung: LPH 1, 6 und 8 OP Verkehrsanlagen, besondere Leistungen 

 
Anlagen: 

A) die beim Bieter verbleiben und zu beachten sind: 

  HVA F-StB Teilnahmebedingungen Angebotsabgabe 

  HVA F-StB Information Datenschutz 

  Zuschlagskriterien 

  Bewertungsmatrix Referenzen 

B) die beim Bieter verbleiben und die Vertragsabwicklung betreffen: 

  HVA F-StB Leistungsbeschreibung 

  HVA F-StB Vertragsbedingungen 

        

C) die, soweit erforderlich, ausgefüllt mit dem Angebot einzureichen sind: 

  HVA F-StB Angebotsschreiben 

  HVA F-StB Leistungsbeschreibung 

  HVA F-StB Honorarermittlungen 

  HVA F-StB Honorarübersicht 

  HVA F-StB Eigenerklärung zur Eignung 

  HVA F-StB Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft 

  HVA F-StB Verzeichnis der Nachunternehmerleistungen 

  Nachweis Verpflichtung nach Verpflichtungsgesetz gem. § 6 AVB F-StB 

  HVA F-StB Liste der Projektverantwortlichen 

  Zusammenfassung Referenzen 

  freiwillige Erklärung VV-NB 
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D) die ausgefüllt auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle vorzulegen sind: 

  Nachweis Verpflichtung nach Verpflichtungsgesetz gem. § 6 AVB F-StB 

  HVA F-StB Eigenerklärung zur Eignung der Nachunternehmer 

 
1. Es ist beabsichtigt, die oben genannte Leistung im Namen und für Rechnung 

des Landes Niedersachsen 

      

zu vergeben. 

2. Kommunikation: 

Die Kommunikation erfolgt: 

 elektronisch über die Vergabeplattform 

 in Textform unter nachstehender Anschrift: 

Name:        Telefon:       

        Fax:       

Straße:        E-Mail:       

PLZ/Ort:          

Nicht beigefügte Unterlagen können eingesehen bzw. angefordert werden. 

Nicht beigefügte Unterlagen sind: 

      

      

      

3. Vorlage von Nachweisen, Angaben und Unterlagen: 

 Folgende Nachweise, Angaben und Unterlagen sind (sofern nicht bereits mit vorherigem Teilnahmewett-
bewerb geschehen) – zusätzlich zu den in den Teilnahmebedingungen genannten – mit dem Angebot 
einzureichen: 

 Nachweis der Verpflichtung der mit der Ausführung der vertraglichen Leistung befassten Mitarbeiter 
nach dem Verpflichtungsgesetz, durch eine Dienststelle der gleichen Behörde, nicht älter als drei 
Jahre. 

 Eine entsprechende Zusicherung der Versicherung bzw. ein entsprechender Versicherungsnach-
weis einer Berufshaftpflichtversicherung mit geforderten Deckungssummen (siehe I.2 Vertragsbe-
dingungen) 

       

4. Losweise Vergabe: 

 nein 

 ja, Angebote sind möglich 

   nur für ein Los 

   für ein oder mehrere Lose       

   nur für alle Lose (alle Lose müssen angeboten werden) 

 Bei zugelassener Angebotsabgabe für mehr als ein Los; maximale Anzahl der Lose, die an einen 
Bieter vergeben werden können:       

 Zugehörige Regelung zur Auswahl der Lose: 
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5. Zuschlagskriterien und Wertung: 

 Der Auftrag wird an den Bieter erteilt, der im Rahmen der folgenden Zuschlagskriterien und deren Wich-
tung die bestmögliche Leistung erwarten lässt: 

  Kriterium 1: Honorar/Preis   Wichtung 60 % 

 Der Preis (in €, netto) wird ermittelt aus der Wertungssumme des Angebotes. 
Die Wertungssumme (in €, netto) wird ermittelt aus der nachgerechneten Angebotssumme. 

  

 Für die Angebotswertung wird der Preis (in €, netto) wie folgt in eine Punkteskala von 0 bis 5 Punkten 
normiert: 

− 5 Punkte erhält das Angebot mit dem niedrigsten Preis. 
− 0 Punkte erhält ein fiktives Angebot mit dem 2,0-fachen des niedrigsten Preises. 
− Alle Angebote mit darüber liegenden Preisen erhalten ebenfalls 0 Punkte. 

 Die Punktermittlung für die dazwischen liegenden Preise erfolgt über eine lineare Interpolation mit bis zu 
drei Stellen nach dem Komma 

  Kriterium 2: Referenzen    Wichtung 40 % 

 Weitere Erläuterung: 

 Für die Wertung der Referenzen in der Angebotswertung wird wie folgt in eine Punkteskala von 0 bis 5 
Punkten normiert: 

 5 Punkte = 16 Punkte aus vorgelegten Referenzen 

 0 Punkte = 0 Punkte aus vorgelegten Referenzen 

 Die Punktermittlung für die dazwischen liegenden Referenzpakete erfolgt über eine lineare Interpolation 
mit bis zu drei Stellen nach dem Komma. 

  Kriterium 3:         Wichtung       % 

 Weitere Erläuterung: 

       

       

       

  Kriterium 4:         Wichtung       % 

 Weitere Erläuterung: 

       

       

       

6. Angebote können abgegeben werden: 

 schriftlich,  elektronisch in Textform, 

 elektronisch mit fortgeschrittener/m  elektronisch mit qualifizierter/m Signatur/Siegel. 
 Signatur/Siegel, 

7. Angebotsabgabe: 

Falls Sie nicht die Absicht haben, ein Angebot abzugeben, bitten wir Sie, die Vergabestelle davon um-
gehend zu unterrichten. 

Bei schriftlicher Angebotsabgabe ist das beigefügte Angebotsschreiben ausgefüllt zu unterschreiben und 
mit den Anlagen zweifach im verschlossenen Umschlag bis zum Ablauf der Einreichungsfrist an die fol-
gende Anschrift zu senden oder dort abzugeben: 

 siehe Briefkopf 

 Stelle:       

        

        

 Straße:       

 PLZ/Ort:       

Der Umschlag ist außen bei Abgabe in schriftlicher Form, mit Namen (Firma) und Anschrift des Bieters 
und der Angabe: 

Angebot für: 
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Projekt:       

Leistung:       

zu versehen (ggf. unter Verwendung eines bereit gestellten Kennzettels). 

Bei elektronischer Angebotsabgabe in Textform ist die Person des Erklärenden zu benennen und das 
Angebot mit den Anlagen bis zum Einreichungstermin über die Vergabeplattform bei der Vergabestelle 
einzureichen. 

Bei elektronischer Angebotsabgabe mit Signatur ist das Angebot wie vorgegeben digital zu signieren und 
zusammen mit den Anlagen bis zum Einreichungstermin über die Vergabeplattform bei der Vergabestelle 
einzureichen. 

8. Auftragsverhandlung: 

Nach erfolgter Wertung der Angebote kann ein Auftrag erteilt werden. Sind hierzu noch Auftragsverhand-
lungen erforderlich, werden Sie gesondert aufgefordert. 

9. Stelle, an die sich der Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die Vergabebestim-
mungen wenden kann: 

 Name: Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

- Dez. 24 - 

 Straße: Göttinger Chaussee 76 A 

 PLZ/Ort: 30453 Hannover 

10. Sonstige Bedingungen/Hinweise: 
 

 Nebenangebote sind nicht zugelassen. 

       

       

 

 

Lingen 20.10.2026 i. A. gez. Buschen 

 ............................................................ ........................................ ................................................................................  
 (Ort) (Datum) (Unterschrift) 

Bei elektronischer Versendung ohne Unterschrift gültig. 
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Teilnahmebedingungen für die Angebotsabgabe 
für die Vergabe von freiberuflichen Leistungen im Straßen- und Brückenbau 

 
Ausgabe: April 2016 

 

1. Mitteilung von Unklarheiten in den Vergabeunterlagen 

 Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Unternehmers Unklarheiten, Unvollständigkeiten oder 
Fehler, so hat er unverzüglich die Vergabestelle vor Angebotsabgabe in Textform darauf hinzuweisen. 

2. Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen 

 Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer unzulässigen Wettbe-
werbsbeschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen. 

 Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat der Bieter auf Verlangen Auskünfte darüber zu geben, 
ob und auf welche Art der Bieter wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden ist. 

3. Angebot 

3.1 Das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen. 

3.2 Für das Angebot sind die von der Vergabestelle vorgegebenen Vordrucke zu verwenden; das Angebot ist an der 
dafür vorgesehenen Stelle zu unterschreiben bzw. wie vorgegeben zu signieren. 
Das Angebot ist zu dem von der Vergabestelle genannten Zeitpunkt signiert vorzulegen. Liegt das Angebot zu 
diesem Zeitpunkt nicht signiert vor, ist der Bieter auszuschließen.  

3.3 Unterlagen, die von der Vergabestelle nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind zu dem von der Vergabestel-
le bestimmten Zeitpunkt einzureichen. 

3.4 Alle Eintragungen müssen dokumentenecht sein. 

3.5 Bei Preisen/Honoraren, die einer Preisverordnung unterliegen, ist diese zu beachten. 

3.6 Alle Preise sind in Euro mit höchstens zwei Nachkommastellen anzugeben. 
Die Preise (Einheitspreise, Pauschalpreise, Verrechnungssätze usw.) sind ohne Umsatzsteuer anzugeben. Der 
Umsatzsteuerbetrag ist unter Zugrundelegung des geltenden Steuersatzes am Schluss des Angebotes hinzuzu-
fügen. 

4. Unterlagen zum Angebot 

 Der Bieter hat auf Verlangen der Vergabestelle die Urkalkulation oder die von ihr benannten Formblätter mit 
Angaben zur Preisermittlung sowie die Aufgliederung wichtiger Preise ausgefüllt zu dem von der Vergabestelle 
bestimmten Zeitpunkt vorzulegen. Dies gilt auch für Nachunternehmerleistungen. 

5. Bietergemeinschaften 

5.1 Bei Vergabeverfahren ohne vorangegangenen Teilnahmewettbewerb haben Bietergemeinschaften mit ihrem 
Angebot eine von allen Mitgliedern unterzeichnete Erklärung abzugeben, 

− in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist, 

− in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrages bevollmächtigte Vertreter be-
zeichnet ist, 

− dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt, 

− dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. 

5.2 Angebote von Bietergemeinschaften, die sich erst nach der Aufforderung zur Angebotsabgabe aus aufgeforder-
ten Unternehmen gebildet haben, werden nicht zugelassen. 

6. Nachunternehmer 

 Beabsichtigt der Bieter, Teile der Leistung von Nachunternehmern ausführen zu lassen, muss er in seinem An-
gebot die durch Nachunternehmer auszuführenden Leistungen angeben und die vorgesehenen Nachunterneh-
mer benennen. 

7. Eignung 

 Die Bieter haben mit dem Angebot die ausgefüllte „Eigenerklärung zur Eignung“ oder eine Einheitliche Europäi-
sche Eigenerklärung (EEE) vorzulegen, ggf. ergänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise. 
Ebenso sind die in der „Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen mit dem 
Angebot vorzulegen. Ist der Einsatz von Nachunternehmern vorgesehen, müssen die Eigenerklärungen und Be-
scheinigungen auch für die benannten Nachunternehmer vorgelegt werden, ggf. ergänzt durch geforderte auf-
tragsspezifische Einzelnachweise. 
Die Verpflichtung zur Vorlage von Eigenerklärungen und Bescheinigungen entfällt, soweit die Eignung (Bieter 
und benannte Nachunternehmer) bereits im Teilnahmewettbewerb nachgewiesen ist. 
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Informationsblatt Datenschutz 
 

Der Schutz Ihrer persönlichen Daten ist uns ein besonderes Anliegen. Wir verarbeiten Ihre Daten 

daher ausschließlich auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen. Mit den folgenden 

Informationen möchten wir Ihnen einen Überblick über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 

Daten durch uns und Ihre Rechte aus dem Datenschutzrecht geben. 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen können Sie sich wenden? 

Für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist die NLSTBV zuständig: 

Verantwortliche Stelle:  Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

  - vertreten durch die Präsidentin/den Präsidenten - 

   Göttinger Chaussee 76 A 

     30453 Hannover 

E-Mail-Adresse:    poststelle@nlstbv.niedersachsen.de 

 

Sie erreichen unsere(n) Datenschutzbeauftragte(n) unter:  

Behördliche/r Datenschutzbeauftragte/r 

Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

Göttinger Chaussee 76 A 

30453 Hannover 

E-Mail-Adresse:  datenschutz@nlstbv.niedersachsen.de 

2. Welche Quellen und Daten nutzen wir? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung von 

Ihnen erhalten. Zudem verarbeiten wir – soweit für die Erbringung unserer Dienstleistung 

erforderlich – personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen (Handels- und 

Vereinsregister, Gewerbezentralregister bzw. Wettbewerbsregister, Presse, Internet) 

zulässigerweise gewinnen oder die uns von anderen Behörden des Bundes und der Länder oder 

von sonstigen Dritten (z.B. Auskunfteien) berechtigt übermittelt werden. Relevante 

personenbezogene Daten sind Personalien (Name, Adresse und andere Kontaktdaten wie 

Telefonnummer und E-Mail-Adresse und IP). Wir speichern persönliche Daten z.B. im 

Zusammenhang mit Bedarfserhebungen, Beschaffungsaufträgen, Angeboten, Ihren Fragen welche 

Sie z.B. über Webformulare oder per E-Mail an uns senden, Daten aus der Erfüllung unserer 

vertraglichen Verpflichtungen (z.B. Zahlungsverkehr), Dokumentationsdaten (z.B. über Fragen und 

Antworten zu unseren Vergabeverfahren).  

3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten und aufgrund welchen Gesetzes (Zweck der 

Verarbeitung)? 

mailto:poststelle@nlstbv.niedersachsen.de
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Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Rahmen des Vergabeverfahrens auf der 

Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. a, b, c und e, Abs. 3 DSGVO und des § 3 NDSG, sowie der 

vergaberechtlichen Vorschriften (u.a. GWB, VgV, VOB, UVgO, NTVergG, LHO) wie folgt: 

 

a) Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten  

Die Verarbeitung von Daten erfolgt zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der 

fiskalischen Bedarfsdeckung für Behörden und andere staatliche Organisationen. Die Zwecke der 

Datenverarbeitung richten sich in erster Linie nach den konkreten Produkten (z.B. 

Bedarfserhebung, Abfragen und Analysen unter Behördenkunden künftig auch u. U. mittels des 

Bedarfserhebungstools; Durchführung von Vergabeverfahren zur Durchführung von 

vorvertraglichen und vertraglichen Maßnahmen, und der Abwicklung von Rahmenvereinbarungen 

im Rahmen des E-Procurements). Die weiteren Einzelheiten zu den Datenverarbeitungszwecken 

können Sie den maßgeblichen Geschäfts- und Nutzungsbedingungen entnehmen.  

b) Wahrung berechtigter Interessen  

Soweit erforderlich verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Erfüllung des Vertrages hinaus 

zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder Dritten, insbesondere zur:  

- Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse zwecks direkter 

 Kundenansprache, 

- Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten, 

- Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 

- Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, 

- Videoüberwachungen zur Wahrung des Hausrechts, für Zutrittskontrollen, 

- Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten. 

c) Aufgrund Ihrer Einwilligung  

Die Zusendung unseres Newsletters über Neuerungen bei der e-Vergabe oder Informationen über 

zukünftige Vergaben in von Ihnen ausgesuchten Produktbereichen beruht auf Ihrer Einwilligung.  

d) Aufgrund gesetzlicher Vorgaben  

Zudem unterliegen wir als öffentlicher Auftraggeber rechtlichen Verpflichtungen, das heißt 

gesetzlichen Anforderungen (z. B. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 

Vergabeverordnungen, Wettbewerbsregistergesetz, Steuergesetze). Zu den Zwecken der 

Verarbeitung gehören unter anderem die Identitätsprüfung, Betrugs- und Geldwäscheprävention, 

die Erfüllung steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepflichten. 

4. Wer bekommt Ihre Daten? 

Ihre Daten bekommen nur die für die Bearbeitung zuständigen Personen und diejenigen, die ein 

berechtigtes Interesse durch ihre Beteiligung darlegen können. So bekommen insbesondere bei 

Beschaffungen nur Personen bei dem Bedarfsträger und der Vergabestelle Angebote zur 

Kenntnis. Außerdem können zuständige Datenschutzbeauftragte, Vorgesetzte, Qualitätsmanager, 

Innenrevisoren, Nachprüfstellen, Vergabekammern, Rechnungs- und Preisprüfer sowie 

Angehörige der Rechnungshöfe in erforderlichem Umfang Einblick in Ihre Daten bekommen. Auch 

von uns eingesetzte Auftragsverarbeiter können zu diesem Zweck Daten erhalten. Soweit Ihre 
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Daten im Rahmen eines Auftragsverarbeitungsverhältnisses verarbeitet werden, wird auch der 

Auftragsverarbeiter zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften verpflichtet.  

5. Werden Ihre Daten an ein Drittland oder eine internationale Organisation übermittelt? 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten (Staaten außerhalb der Union) durch uns findet nicht statt. 

6. Wie lange werden Ihre Daten gespeichert? 

Wir verarbeiten und speichern Ihre personenbezogenen Daten, solange es für die Erfüllung 

unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten erforderlich ist. Dabei ist zu beachten, dass einige 

unsere Geschäftsbeziehungen auf Jahre angelegte Dauerschuldverhältnisse sind. Sind die Daten 

für die Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten nicht mehr erforderlich, werden sie 

regelmäßig gelöscht, es sei denn, deren - befristete - Weiterverarbeitung ist erforderlich zu 

folgenden Zwecken: 

• Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten: 

 Zu nennen sind das Handelsgesetzbuch (HGB), die Abgabenordnung (AO). Die dort 

vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre. In 

Fällen der Beschaffung im Zusammenhang mit EU-geförderten Programmen beträgt die 

Aufbewahrungsfrist in der Regel 10 Jahre nach Ablauf des Förderprogramms. 

• Nach § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO sowie § 257 Abs. Nr. 1 HGB beträgt die Aufbewahrungsfrist in der 

Regel 10 Jahre nach Abschluss der Beschaffung. 

• Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der gesetzlichen Verjährungsvorschriften. Nach den 

§§ 195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) können diese Verjährungsfristen bis zu 30 

Jahre betragen, wobei die 

regelmäßige Verjährungsfrist drei Jahre beträgt. 

7. Welche Datenschutzrechte haben Sie? 

a) Recht auf Auskunft 

Es besteht ein Recht auf Auskunft betreffend der von der Vergabestelle verarbeiteten 

personenbezogenen Daten. 

b) Recht auf Berichtigung 

Es besteht ein Recht auf Berichtigung, sofern die den Bewerber/Bieter betreffenden Angaben nicht 

(mehr) zutreffend sind. Unvollständige Daten können vervollständigt werden. 

c) Recht auf Löschung 

Es besteht grundsätzlich ein Recht auf Löschung der personenbezogenen Daten. Der Anspruch 

hängt jedoch u. a. davon ab, ob die Daten zur Erfüllung der Aufgaben noch benötigt werden (s.a. 

Dauer der Speicherung). 

d) Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

Es besteht ein Recht, eine Einschränkung der Verarbeitung der Daten des Bewerbers/Bieters zu 

verlangen. 

e) Recht auf Widerspruch 
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Es besteht das Recht, aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation des Bewerbers/ Bieters 

ergeben, der Verarbeitung der diesen betreffenden Daten zu widersprechen, sofern nicht ein 

überwiegendes öffentliches Interesse oder eine Rechtsvorschrift dem entgegensteht. 

f) Recht auf Unterrichtung 

Es besteht ein Recht auf Unterrichtung, an welchen Empfänger Informationen weitergeleitet 

wurden, die berichtigt worden sind, die gelöscht wurden oder deren Verarbeitung eingeschränkt 

wurde, 

g) Recht auf Datenübertragbarkeit 

Sie haben unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Übertragung der Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und 

maschinenlesbaren Format, wenn die Verarbeitung auf einer Einwilligung oder einem Vertrag 

beruht und mit Hilfe automatisierter Verfahren erfolgt.   

h) Recht auf Widerruf 

Es besteht ein Recht eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten zu 

widerrufen. Dies gilt auch für den Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der 

Datenschutzgrundverordnung, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind. Bitte 

beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf 

erfolgt sind, sind davon nicht betroffen. 

i) Recht auf Beschwerde 

Es besteht ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde. 

8. Besteht eine Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen Daten? 

Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung ist es erforderlich, dass Sie diejenigen 

personenbezogenen Daten bereitstellen, die für die Aufnahme und Durchführung einer 

Geschäftsbeziehung und der Erfüllung der damit verbundenen vertraglichen Pflichten erforderlich 

sind oder zu deren Erhebung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden wir in der 

Regel nicht in der Lage sein, Verträge mit Ihnen zu schließen oder diese auszuführen. Sollten Sie 

uns notwendige Informationen und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, dürfen wir die von 

Ihnen gewünschte Geschäftsbeziehung nicht aufnehmen oder fortsetzen.  

9. Findet eine automatisierte Entscheidungsfindung statt? 

Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung nutzen wir elektronische 

Unterstützung, aber grundsätzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung gemäß Art. 22 

DSGVO. Sollten wir diese Verfahren in Einzelfällen einsetzen, werden wir Sie -sofern es gesetzlich 

vorgegeben ist- hierüber gesondert informieren.  

10. Änderung des Zwecks der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten teilweise Ihre Daten mit dem Ziel, bestimmte persönliche Aspekte zu bewerten 

(Profiling). Wir setzen Profiling beispielsweise in Fällen von Teilnahmewettbewerben bei der 

Vergabe von Dienstleistungen von Beraterteams, Dozenten und Coaching ein. Wenn der Zweck 

der Verarbeitung der Daten durch uns geändert werden soll, werden Sie vorher darüber informiert.  



Zuschlagskriterien  
 
 Der Zuschlag erfolgt auf das wirtschaftlichste Angebot welches unter Berücksichtigung der 

folgenden Zuschlagskriterien und Wichtungen insgesamt den höchsten Punktwert erreicht. Bei 
Punktgleichheit erfolgt der Zuschlag auf das Angebot mit der niedrigsten Wertungssumme (in € 
netto). 

  Kriterium 1: Honorar/Preis   Wichtung 60 % 

 Der Preis (in €, netto) wird ermittelt aus der Wertungssumme des Angebotes. Die Wertungssumme 
(in €, netto) wird ermittelt aus der nachgerechneten Angebotssumme. Für die Angebotswertung 
wird der Preis (in €, netto) wie folgt in eine Punkteskala von 0 bis 5 Punkten normiert: 

− 5 Punkte erhält das Angebot mit dem niedrigsten Preis. 
− 0 Punkte erhält ein fiktives Angebot mit dem 2,0-fachen des niedrigsten Preises. 
− Alle Angebote mit darüber liegenden Preisen erhalten ebenfalls 0 Punkte. 
− Die Punktermittlung für die dazwischen liegenden Preise erfolgt über eine lineare Interpolation 

mit bis zu drei Stellen nach dem Komma. 

 
 

  Kriterium 2: Referenzen   Wichtung 40 % 

 Weitere Erläuterung: 

 Vorlage von Referenzprojekten 

[Bewerber] 
 
 Referenzenwertung s. Bewertungsmatrix der Referenzen  
 
 

Für die Wertung der Referenzen in der Angebotswertung wird wie folgt in eine Punkteskala von 0 
bis 5 Punkten normiert: 
- 5 Punkte = 16 Punkte aus vorgelegten Referenzen 

- 0 Punkte = 0 Punkte aus vorgelegten Referenzen 

- Die Punktermittlung für die dazwischen liegenden Referenzpakete erfolgt über eine lineare 

Interpolation mit bis zu drei Stellen nach dem Komma. 
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Referenzen  

Mindeststandard 

• Es werden nur Referenzprojekte gewertet, die zwischen dem 01.01.2017 und dem 

Einreichen des Angebotes abgeschlossen wurden. 

• Es werden nur Referenzprojekte im Zusammenhang mit einer Objektplanung 

Verkehrsanlage Straßenbau gewertet, deren anrechenbare Kosten Verkehrsanlage 

Straßenbau ≥ 5 Mio. € betragen haben. 

 

• Es werden maximal 2 Referenzprojekte für den Bewerber gewertet  

 

• Es werden maximal 2 Referenzprojekte für den/die Projektverantwortliche(n) gewertet 

 

• Der Bewerber muss zwingend sowohl die Leistungen der LPH 6 OP VA als auch die 

der LPH 8 OP VA bei einem Straßenbauprojekt erbracht haben 

 

• Der Bewerber muss mindestens einen Projektverantwortlichen benennen, der die 

Leistungen der LPH 6 OP VA bei einem Straßenbauprojekt erbracht hat. 

 

• Der Bewerber muss mindestens einen Projektverantwortlichen benennen, der die 

Leistungen der LPH 8 OP VA bei einem Straßenbauprojekt erbracht hat. 

 

 

 

 

Kriterium Nicht erfüllt Erfüllt 

Straßenbauprojekt: Grunderneuerung der Fahrbahn 0 Punkte 1 Punkt 

Abgeschlossene Leistungsphase 6 OP VA 0 Punkte 1 Punkt 

Abgeschlossene LPH 8 OP VA Bauoberleitung  0 Punkte 1 Punkt 

Detaillierte Bauablaufplanung für die Referenz  0 Punkte 1 Punkt 

 

Berechnung der Punkte: 

Jede Referenz wird separat bewertet. 

Die maximal erreichbare Punktzahl beträgt für den Bewerber 16 Punkte (2 Referenzen á 4 

Punkte für den Bewerber, 2 Referenzen á 4 Punkte für den/die Projektverantwortlichen). Die 

Bewertungen der Referenzen von Bewerber und Projektverantwortlichen werden addiert. 

 

Nach der Bewertung wird der Korrekturfaktor 5/16 eingesetzt, um keine Verzerrung 

gegenüber den Wertungskriterien Preis und Qualität zu erzeugen. Im Ergebnis erhält man 

eine Gesamtpunktzahl zwischen 0 und 5 für das Zuschlagskriterium Referenzen. 
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Beschreibung der Referenzprojekte: 

 

Die Beschreibung der Referenzprojekte (möglichst nicht mehr als eine DIN A4-Seite pro 

Referenz) hat neben der Beschreibung des Straßenbauprojektes Angaben zu enthalten zu: 

 

• Namen der Projektverantwortlichen für die LPH 6 und LPH 8 OP Verkehrsanlagen 

• die anrechenbaren Kosten der Verkehrsanlage 

• die erbrachten Leistungsphasen OP Verkehrsanlage 

• der Abschlusszeitpunkt der Leistungsphasen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


